
ÜBUNGSBLÄTTER STUDIUM · EXAMINATORIUM KLAUSUR ZIVILRECHT · „PROBLEME MIT LUXUSAUTOS …“

Ref. iur. Raphael Reiss, Oxford*

„Probleme mit Luxusautos und -uhren“

BGB AT, Schuldrecht AT, Bereicherungsrecht, Mobiliarsachenrecht, Arbeitsrecht
Schwer
5 Stunden
Habersack, Deutsche Gesetze

& SACHVERHALT

Die 17-jährige B möchte sich einen Traum erfüllen und pünktlich zu ihrem 18. Geburtstag
mit ihrem eigenen Auto der Marke Forsche fahren. Deshalb geht sie mit ihrer verwitweten
Mutter S zum Autohaus der E, um dort ein Auto auszusuchen. Dort trifft sie auf den
vermeintlichen Angestellten A, der B auch sogleich unter Zustimmung ihrer Mutter einen
gebrauchten „Forsche Panama“ zum Preis von 90.000 EUR im Namen der E verkauft. Die
Übergabe soll in einer Woche stattfinden.

In Wahrheit war A zum Zeitpunkt des Verkaufs an B nur im Autohaus der E, um persönliche
Gegenstände aus dem Bürobereich abzuholen. Zwar war A nach den Bestimmungen seines
ursprünglichen Arbeitsvertrags mit E für den Verkauf von Luxuskarossen im Wert von über
75.000 EUR im Verkaufsraum ermächtigt gewesen. Allerdings hatte ihm E vier Wochen vor
dem Verkaufsgespräch mit B und S mittels eines von ihr unterzeichneten Briefs „sofort und
fristlos“ gekündigt. Grund dafür war, dass E den erst frisch angestellten A beim Stehlen ihres
Federhalters im Wert von 140 EUR auf frischer Tat erwischt hatte. E hatte den A wegen einer
vergleichbaren Tat kurz zuvor abgemahnt. E beschäftigt im Durchschnitt vier Arbeitnehmer.

Der Verkauf an B war das einzige Geschäft, das A nach seiner Kündigung im Namen der E
getätigt hat. Zum Zeitpunkt des Verkaufs war E mit ihren Mitarbeitern beim allwöchentli-
chen gemeinsamen Mittagessen, sodass sie von den Vorgängen zunächst nichts mitbekam. B
und S wussten von alledem nichts und konnten auch nichts davon wissen.

Erst als nach einer Woche B und S den „Forsche Panama“ bei E abholen wollen, klärt sich
alles auf. E weigert sich zu erfüllen, sie habe doch vom Auftreten des A nichts gewusst und
fühle sich gegenüber Fremden nicht verpflichtet. Daraufhin treten S und B entrüstet an den A
heran und verlangen, dass er den Wagen beschaffe. A, der wegen der ganzen Sache nun doch
ein schlechtes Gewissen hat, kauft daraufhin den gebrauchten „Forsche Panama“ selbst von E
und liefert ihn an B, womit S einverstanden ist. Sodann überweist B mit Zustimmung von S
die geschuldeten 90.000 EUR an A.

Der gebrauchte „Forsche Panama“ entpuppt sich jedoch als ein so gewieft aufpolierter
Unfallwagen, dass niemand der Beteiligten das zunächst erkennen konnte. Nach dieser Ent-
hüllung hat B genug von den Eskapaden mit dem Auto. Sie verlangt von A 90.000 EUR
zurück. S zeigt sich mit dieser Eigeninitiative ihrer Tochter nachträglich einverstanden. Eine
Woche später wird B 18 Jahre alt und äußert erneut gegenüber A, die 90.000 EUR zurück-
haben zu wollen.

Frage 1:Welche Ansprüche hat B gegen A in Bezug auf die 90.000 EUR?

Fortsetzung

S ist außer B die einzige lebende Verwandte ihres Vaters V, der kein Testament errichtet hat.
Als V stirbt, befindet sich im Nachlass unter anderem eine Taschenuhr der Marke „Kurze &
Töchter“ im Wert von 38.000 EUR. Da V ein leidenschaftlicher Uhrensammler war und S
mehrere wertvolle Uhren hinterlassen hat, geht S davon aus, dass V zu Lebzeiten Eigentum
an der Uhr erworben hat. S, die die Uhrenleidenschaft ihres Vaters nie verstehen konnte,
möchte die Uhr nicht behalten. Sie bietet die Taschenuhr daher dem Schmuckhändler C zum
Preis von 40.000 EUR zum Kauf an. Dieser nimmt das Angebot hocherfreut an und nimmt
die Uhr entgegen. C zahlt die 40.000 EUR in bar an S aus. S nimmt die 40.000 EUR, verstaut
sie in einer Tüte und legt sie beiseite.

Tatsächlich gehörte die Uhr aber dem X. Dieser hatte die Uhr vor Jahren zur Sicherung einer
Forderung an V verpfändet und vergessen, die Uhr nach der Befriedigung des V zurückzuver-
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langen. Als S alte Unterlagen von V durchgeht, erfährt sie, wie ihr Vater in den Besitz der
Uhr gekommen war und ist entsetzt. Wenn sie von der Herkunft der Uhr gewusst hätte, hätte
sie keinesfalls die Uhr an den C weiterveräußert. Von schlechtem Gewissen geplagt, bittet S
den C um die Rückgabe der Taschenuhr gegen Zahlung der ursprünglich von C in bar
gezahlten 40.000 EUR. C ist einverstanden und gibt der S die Taschenuhr zurück.

Schließlich erinnert sich X an die Uhr und möchte sie, als er erfährt, dass V verstorben ist,
von S zurückhaben. Notfalls möchte er für die Uhr irgendeinen Ersatz bekommen, um nicht
mit leeren Händen dazustehen. In erster Linie kommt es ihm aber auf die Uhr an.

Frage 2:Welche Ansprüche hat X gegen S?

& LÖSUNG

ZU FRAGE 1

A. §§ 346 I, 323, 326 V, 437 NR. 2, 434, 179 I VAR. 1 BGB

B könnte gegen A einen Anspruch auf Rückzahlung der 90.000 EUR haben gem. §§ 346 I,
437 Nr. 2, 434, 323, 326 V, 179 I Var. 1 BGB.

I. Rücktrittserklärung

Zunächst müsste B wirksam den Rücktritt erklärt haben, § 349 BGB. Ob B eine Rücktritts-
erklärung abgegeben hat, ist durch Auslegung gem. §§ 133, 157 BGB zu beurteilen, es kommt
darauf an, wie ein objektiver Dritter in Gestalt des Erklärungsempfängers ihre Erklärung und
ihr erklärungsrelevantes Verhalten verstehen musste (Köhler, BGB Allgemeiner Teil,
46. Aufl. 2022, § 9 Rn. 7).

B hat nicht ausdrücklich den Rücktritt erklärt. Allerdings äußert sie zweimal, dass sie ihre
90.000 EUR zurückwolle. Dies kann sie über den Rücktritt gem. §§ 346 ff. BGB erreichen,
sodass B konkludent den Erklärungstatbestand einer Rücktrittserklärung verwirklicht.

Diese Erklärung könnte wegen fehlender Geschäftsfähigkeit unwirksam sein. Als 17-Jährige
ist B gem. §§ 2, 106 BGB bei der Abgabe der ersten Rücktrittserklärung in ihrer Geschäfts-
fähigkeit beschränkt, sodass ihre Willenserklärungen nach Maßgabe der §§ 107 ff. BGBWirk-
samkeit erlangen. Der Rücktritt ist eine einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung,
sodass sich dessen Wirksamkeit nach § 111 BGB bemisst.

Eine Einwilligung von S gem. §§ 111 S. 1, 182 I, 183 BGB liegt nicht vor. Der Rücktritt löst
für B eine Rückgewährpflicht gem. § 346 I BGB aus und ist daher nicht gem. § 107 Var. 1
BGB lediglich rechtlich vorteilhaft. Schließlich hat zwar S als gesetzliche Vertreterin gem.
§§ 1626 I, 1629 I, 1680 I BGB ihre Genehmigung erteilt. Diese ist jedoch ausweislich des
Wortlauts von § 111 S. 1 BGB gerade nicht ausreichend.

Damit ist die erste Rücktrittserklärung der B infolge ihrer beschränkten Geschäftsfähigkeit
unwirksam.

Bei Eintritt der Volljährigkeit fordert B die 90.000 EUR allerdings erneut zurück. Nach der
Auslegungsregel des § 141 I BGB ist diese Bestätigung als erneute Vornahme zu beurteilen.
Demgemäß liegt in jener zweiten Erklärung eine wirksame Rücktrittserklärung.

II. Rücktrittsgrund, §§ 437 Nr. 2, 323, 326 V, 179 I Var. 1 BGB

Weiterhin müsste B einen Rücktrittsgrund haben.

1. Gegenseitiger Vertrag

Das erfordert gem. § 323 I BGB zunächst einen gegenseitigen Vertrag.

a) Kaufvertrag zwischen A und B

In Betracht kommt ein Kaufvertrag zwischen A und B.

Ein Kaufvertrag könnte schon im Autohaus zustande gekommen sein. Dort handelt A aber
ausdrücklich im Namen von E, sodass gem. § 164 I 1 BGB die Willenserklärung der E
zugerechnet wird. Ein Eigengeschäft von A liegt nicht vor.

Rücktrittserklärung

Eigengeschäft von A
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